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Bonn, den 22. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Rechtsstellung der deutschen Arbeitnehmer bei den 
alliierten Streitkräften 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Berger und Genossen 
— Drucksache VI/698 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen und dem Herrn Bundes- 
minister des Innern wie folgt: 


1. Welche Folgerungen beabsichtigt die Bundesregierung aus dem 
von Herrn Professor Dr. Rehbinder erstatteten Rechtsgutachten 
zu ziehen? 


Die Bundesregierung teilt die von Prof. Dr. Rehbinder in seinem 
Gutachten über die arbeitsrechtliche Situation der deutschen 
Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften vertretenen 
Auffassungen nicht. Sie vermag deshalb auf Grund dieses Gut- 
achtens keine Folgerungen zu ziehen. 


Zu den Thesen Prof. Dr. Rehbinders wird wie folgt Stellung 
genommen: 

These 1 

Die arbeitsrechtliche Situation der deutschen Arbeitnehmer bei 
den Stationierungsstreitkräften ist in Artikel IX Abs. 4 des 
NATO-Truppenstatuts und in Artikel 56 des Zusatzabkommens 
klar und eindeutig geregelt. Hiernach gilt grundsätzlich das 
deutsche Arbeitsrecht. Im einzelnen lehnen sich die Regelungen 
an das für zivile Arbeitnehmer bei der Bundeswehr geltende 
Arbeitsrecht und das Personalvertretungsgesetz (Bund) an. 
Soweit Ausnahmen vom Grundsatz der Anwendbarkeit der für 
die Arbeitnehmer bei der Bundeswehr geltenden gesetzlichen 
Vorschriften bestehen, sind diese erschöpfend in Artikel 56 ZA 
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auf gezählt (so auch BAG vom 20. Dezember 1957 - 1 AZR 
87/57 - AP Nr. 11 zu Artikel 44 TrV und BAG vom 18. Novem- 
ber 1960 - 1 AZR 70/58 - AP Nr. 28 zu Artikel 44 TrV). In den 
inzwischen sachlich abgeschlossenen Verhandlungen mit den 
Entsendestaaten hat sich die Bundesregierung mit Erfolg be- 
müht, diese erschöpfend aufgezählten Ausnahmen noch weiter 
einzuschränken. Arbeitgeber sind die Behörden der Stationie- 
rungsstreitkräfte (so auch BAG vom 20. Dezember 1957 - 1 AZR 
87/57 - AP Nr. 1 1 zu Artikel 44 TrV). 

These 2 

Wie jede gesetzliche Vorschrift hat auch das Gesetz vom 9. Juli 
1926 über die Fristen für die Kündigung von langjährigen Ange- 
stellten durch den Arbeitgeber gegenüber den tarifvertraglichen 
Vereinbarungen Vorrang. Die für die Arbeitnehmer bei den 
Stationierungsstreitkräften zuständigen Tarifpartner sind über- 
eingekommen, an keiner Stelle der Tarifverträge auf diesen 
einhellig anerkannten Grundsatz noch ausdrücklich hinzuwei- 
sen. Die tarifvertraglichen Bestimmungen über die Kündigungs- 
fristen gelten deshalb nur insoweit, als das Gesetz vom 9. Juli 
1926 nichts Abweichendes bestimmt. Nach dem Tarifvertrag 
richten sich somit insbesondere — zugunsten der Angestell- 
ten — die Kündigungsfristen für die Kündigung des Ange- 
stellten gegenüber dem Arbeitgeber und die Kündigungsfristen 
für alle Angestellten, die nicht von dem angeführten Gesetz 
vom 9. Juli 1926 erfaßt werden. 

Thesen 3 und 4 

Aus der Stellungnahme zu 1. ergibt sich, daß die Thesen des 
Gutachters zu 3. und 4. aus dem geltenden Recht nicht herge- 
leitet werden können. 


2. Teilt die Bundesregierung insbesondere die Rechtsansidit, daß 
der Dienst bei den alliierten Streitkräften als deutscher öffent- 
licher Dienst anzusehen ist? 


Da die Bundesregierung die von Prof. Dr. Rehbinder vertretenen 
Rechtsansichten nicht teilt, stimmt sie auch der These des Gut- 
achters nicht zu, wonach die Tätigkeit der deutschen Arbeit- 
nehmer bei den Stationierungsstreitkräften als deutscher öffent- 
licher Dienst anzusehen sei. 


Ralf Dahrendorf 



